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Über Jahrzehnte konnte das Reden über Europa die Erfolgsgeschichte der Inte-
gration früher verfeindeter Nationen beleuchten, sogar dramatisiert durch die Über-
windung der Spaltung in Ost und West, zuletzt lediglich etwas relativiert durch
bürokratische Verkarstungen im Organisatorischen.

Der Krieg auf dem Balkan als Herausforderung für die Europäische Union

Heute ist die Erfolgsgeschichte der Einigung Europas nur eine Seite der Medaille -
die andere besteht in hunderttausendfacher Vertreibung und Völkermord mitten in
Europa. Der europäische Hort der Zivilisation hat dies nicht verhindern können, ja
lange Zeit atemlos zugesehen. Die Europäer behandelten die glimmende Zünd-
schnur am südosteuropäischen Pulverfaß mit einer geradezu mythologischen Aus-
grenzung - so, als ob es sich mit dem Balkan um eine Region jenseits der Grenzen
handele, deren Eigendynamik gleichsam naturgesetzlich immer wieder zu aggres-
siven Explosionen führe.1 Sie agierten, als sei der Kern des europäischen Selbst-
verständnisses davon nicht berührt.

Bei näherem Hinsehen erweist sich dieser Befund als Trugschluß. Der Balkan
weist in besonders dichter Form einen historischen Erfahrungsgrund auf, der in die-
ser oder jener Weise die Landkarte des gesamten Kontinentes durchwebt: Kulturelle
Vielfalt und Orte von hoher Symbolkraft für unterschiedliche Ethnien treffen in
räumlicher Dichte aufeinander. Das Osmanische Reich, die Habsburger Monarchie,
die russischen Zaren - sie alle haben ihre tiefen Spuren hinterlassen. Herrschafts-
ansprüche und territoriale Konfigurationen wurden relativ beliebig hin und her
geschoben. Als Ergebnis klafften ethnische Siedlungsräume und territoriale
Grenzen weit auseinander. Nach Ende des Ost-West-Konfliktes brachen die histo-
risch begründeten Differenzen wieder auf.

Seit Beginn der neunziger Jahre hatten alle seriösen Analysen vor dem Ausbruch
der kriegerischen Auseinandersetzungen auf dem Balkan gewarnt. Die Tagebücher
der militärischen Aktionen lagen - symbolisch gesprochen - bereits Jahre vorher
offen. Die Europäer hatten nur papierenen Protest zu bieten. Erst das Auftreten der
Amerikaner nach den Massakern in Bosnien-Herzegowina hat dort zu einem Sze-
nenwechsel geführt. Für den Kosovo ist unschwer auszumalen, was die Europäer
zustande gebracht hätten, falls die Amerikaner bei ihrer früheren Haltung geblieben
wären, dies ausschließlich als Angelegenheit unter Europäern anzusehen. Der Krieg
im Kosovo hat die politische Lage auf dem Balkan grundlegend erschüttert. Über
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90% der kosovo-albanischen Bevölkerung wurden vertrieben oder flüchteten. Die
meisten Kosovo-Albaner strömten nach Albanien und Makedonien - in Länder, die
bereits vor dem Krieg durch große politische und wirtschaftliche Instabilität
gekennzeichnet waren. Albanien, das Annenhaus Europas, hatte gerade erst begon-
nen, die öffentliche Ordnung wiederherzustellen, die nach den geplatzten Massen-
spekulationen in Pyramiden-Investmentfonds im Jahre 1997 völlig zusammen-
gebrochen war. Makedoniens umsichtige Regierung hatte es verstanden, das Land
ohne gewaltsamen Konflikt mit Serbien in die Unabhängigkeit zu führen. Durch
den Zustrom der Kosovo-Flüchtlinge droht jedoch die fragile inter-ethnische
Balance zwischen ethnischen Albanern und ethnischen Makedoniern umzukippen,
was den Staat in seinem Bestand gefährdet. Ohne die massive humanitäre und orga-
nisatorische Hilfe der internationalen Staatengemeinschaft würden beide Länder in
ein Chaos stürzen.

Auch die übrigen Balkanländer werden zunehmend in den Strudel der Krise hin-
eingezogen. Die jugoslawische Teilrepublik Montenegro trägt die drittgrößte
Flüchtlingslast; ihre Regierung ist akut durch einen Militärputsch bedroht. In
Bosnien-Herzegowina ist die mühsam erreichte Annäherung und Zusammenarbeit
zwischen der kroatisch-muslimischen Föderation und der bosnischen Serbenrepu-
blik wieder zum Erliegen gekommen. Proteste und gewalttätige Angriffe gegen die
SFOR-Truppe und die internationalen Organisationen mehren sich. Bulgarien, das
nach der schweren Wirtschaftskrise des Jahres 1997 erste Stabilisierungserfolge
aufwies, wird durch den Krieg erneut wirtschaftlich zurückgeworfen. Da die
Transitrouten durch Serbien geschlossen sind, müssen bulgarische und makedoni-
sche Exporteure langwierige Umwege über Rumänien oder einen Seetransport über
Thessaloniki in Kauf nehmen, um ihre Produkte in EU-Länder zu exportieren. Auch
in Rumänien und Kroatien kommen Exportgeschäfte nicht zustande, ausländische
Investoren wenden sich von der Region ab, und die Einnahmen aus dem Tourismus
bleiben aus. Unabhängig von seiner vergleichsweise günstigen Wirtschaftssituation
bewegt sich das Kroatien der späten Tudjman-Ära nur millimeterweise in Richtung
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. Besonders prekär ist die Lage Ungarns, das als
neues NATO-Mitglied die Politik des Bündnisses zwar mittragen will und muß,
aber auf jeden Fall vermeiden möchte, daß das Belgrader Regime die ethnisch
ungarische Minderheit in der Vojvodina mit Gewalt und Vertreibung bedroht.

Eine Lösung für den Balkan

Die mittelbaren Wirkungen des Kosovo-Krieges sind noch nicht genau absehbar.
Dies gilt insbesondere für die Beziehungen zu Rußland und die Herausbildung
einer gesamteuropäischen Sicherheitsarchitektur. In Rußland und vielen kleineren
osteuropäischen Ländern haben politische Kräfte Zulauf erhalten, die in ihrer anti-
westlichen Rhetorik ein Gebräu panslawistischer, antikapitalistischer und anti-
moderner Ideen aufkochen. All diese Folgewirkungen des Kosovo-Krieges ver-
deutlichen, daß jeder von außen erfolgende punktuelle politische Eingriff in ein
Balkanland politische und wirtschaftliche Effekte in den Nachbarländern und weit
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darüber hinaus auslösen kann. Daher muß eine zukünftige politische Ordnungs-
konzeption Regelungen für die gesamte Region erreichen und eng mit Strategien
gegen die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Probleme verbunden sein.2 Für
eine umfassende Balkanstrategie spricht auch, daß nicht nur die bereits jetzt asso-
ziierten Länder Bulgarien und Rumänien, sondern die gesamte Region im Erfolgs-
fall Teil der Europäischen Union werden wird - insofern sollte die EU-Perspektive
Teil der längerfristigen Strategie sein.

Eine langfristige Stabilitätspolitik muß präventiv ansetzen und auf den Balkan
bezogene sicherheitspolitische Normen, Entscheidungsmechanismen, handlungsfä-
hige Akteure und entsprechende Kapazitäten zur Durchsetzung von Entschei-
dungen schaffen. Dazu bieten sich verschiedene Wege an: Die bisher informell
arbeitende Balkan-Kontaktgruppe könnte zu einer festen Einrichtung aufgewertet
werden, die die südosteuropäischen Staaten beteiligt und stärker in den OSZE-
Rahmen eingebettet wird. Oder die EU entwickelt durch Eingliederung der West-
europäischen Union (WEU) und im Kontext einer Europäisierung der NATO eine
sicherheitspolitische Ordnungsfunktion auf dem Balkan. Da Rußland über die
Kontaktgruppe von vornherein eingebunden wäre, könnte die EU-Option viele der
gegenwärtigen russischen Vorbehalte gegenüber einer engeren sicherheitspoliti-
schen Zusammenarbeit mit dem Westen ausräumen. Ein neues Balkan-Sicherheits-
arrangement müßte kontinuierlich an der Konsensbildung und Regelung der vielen
schwelenden ethnopolitischen und Territorialdispute in der Region arbeiten.

Nachhaltige Konfliktregelungen sind nur möglich, wenn die autoritären politi-
schen Strukturen abgebaut werden. Um dies zu erreichen, sollte der Westen syste-
matisch und langfristig Schlüsselsektoren der Zivilgesellschaft in den Balkanlän-
dern unterstützen und international einbinden. Für das Bildungswesen, die Justiz
und Fachverwaltung, die Städte und Gemeinden, die Medien, die Interessenver-
bände sowie die Kirchen und Kulturorganisationen sollten spezielle, bedarfsorien-
tierte Förderprogramme geschaffen werden. Die gesamte Region braucht massive
Impulse zu einer eigenständigen wirtschaftlichen Entwicklung. Wenn die EU-
Finanzminister hier von einem Marshall-Plan sprechen, dann erscheint dies im
Hinblick auf die Dimension der notwendigen Wirtschaftshilfe durchaus angemes-
sen. Nach einer Schätzung von IWF und Weltbank benötigen die Kosovo-Anrainer-
staaten kurzfristig Zahlungsbilanzhilfen, humanitäre Hilfen und Haushaltszu-
schüsse im Umfang von bis zu 2,5 Mrd. US-Dollar, um die unmittelbaren Kriegs-
folgen zu bewältigen. Die Kosten des wirtschaftlichen Wiederaufbaus dürften
jedoch um ein Vielfaches höher liegen.

Entscheidend ist schließlich, daß die EU den Stabilitätspakt zu einem Integra-
tionsmodell mit Sog- und Ankerwirkung für alle Länder der Region ausgestaltet.
Der Stabilitätspakt sollte die existierenden regionalen Kooperationsinitiativen
(Zentraleuropäische Initiative, Royaumont-Prozeß, South-East European Coopera-
tive Initiative, Schwarzmeerkooperation etc.) enger miteinander koordinieren. Zum
anderen sollte der regionale Ansatz der EU überprüft und aktiviert werden. Die EU-
Außenminister haben dazu bereits einen ersten wichtigen Schritt unternommen, als
sie Albanien und Makedonien Assoziierungsabkommen in Aussicht stellten.
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Angesichts der Problemdimensionen auf dem Balkan muß man aber grundsätz-
licher fragen, ob die - in Ostmitteleuropa bewährten - EU-Standardinstrumente zur
Unterstützung der Reformpolitik ausreichen, um reformwilligen Regierungen in
Rumänien und Bulgarien wirksam zu helfen, ihre ererbten und ungleich größeren
Modernisierungshindernisse zu überwinden. Gemäß dem gegenwärtigen Politik-
ansatz verbleiben Länder mit relativen wirtschaftlichen und politischen Erfolgen
wie Kroatien und Makedonien ebenso wie die jugoslawische Teilrepublik
Montenegro in einer Grauzone ohne Integrationsperspektive. Solange aber diese
fehlt und die Politik mit Standardinstrumenten zurechtzukommen glaubt, dürfte die
Krisengeschichte des Balkans weitergehen.

Warum Europa am Balkan scheitert

Vor diesem Hintergrund blicken viele mit Unverständnis auf die diffuse Vorstellung
des geeinten Europa. Die Herausforderung ist doch präzise zu greifen; das ökono-
mische und militärische Potential ist gegeben; die politischen Institutionen sind
vorhanden. Worin liegt also das Elend der Europäischen Union begründet?

Der Schlüssel zur Erklärung der Misere liegt in der Schwäche europäischer
Identität.3 Jedes politische System bedarf zu seiner Handlungsfähigkeit eines
Rahmens, auf den sich die Begründungen für Prioritäten und Positionen beziehen.
Europa kann auf diese Ressource gemeinsamer Selbstwahrnehmung nur sehr
begrenzt zurückgreifen. Natürlich existieren auch hier gemeinsame Erfahrungen,
die Ablagerungen konfliktreicher Geschichte und die Erlebnisse gemeinsamer
Erfolge. Aber diese Schicht europaweiter Gemeinsamkeit bleibt vergleichsweise
dünn. Sie reicht um einen gemeinsamen Markt aufzubauen, aber sie offenbart ihre
Schwäche bei jedem Schritt, der darüber hinausgeht. Die Europäer verarbeiten ihre
Probleme nicht zu einer gemeinsamen Herausforderung. Selbst die traumatische
Erfahrung der Rückkehr des Krieges nach Europa wird nicht gemeinsam bewältigt.
Die Atmosphäre in Großbritannien unterscheidet sich deutlich von der in Frank-
reich, die Gemütsbewegungen in Deutschland differieren von denen in Italien. Wie
soll aber ein politisches System effektive Handlungsfähigkeit erlangen, wenn ihm
dieser Konsensrahmen fehlt? Die schwache Identität erweist sich als die eigentliche
Achillesferse der Europäischen Union.

Relativierend kann man einwenden, daß die Zeiten des Balkankrieges eine
Ausnahme darstellen. Im Alltag der Europapolitik kommt dies weit weniger zum
Tragen. Solche Kalminierungsversuche halten jedoch einer näheren Prüfung nicht
stand, wie ein Blick auf die wichtigsten innen- und außenpolitischen Herausfor-
derungen der kommenden Jahre - die riskante Nachbarschaft, die Währungsunion
sowie die institutionellen Reformen - zeigt.

Die riskante Nachbarschaft

Mit der Erweiterung der Europäischen Union gerät das europäisches Gemeinwesen
in eine noch exponiertere Lage. In seiner dann unmittelbaren Nachbarschaft voll-
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ziehen sich tiefgreifende Umbrüche.4 Wir werden es mit Nachbarn zu tun bekom-
men, die politisch instabil, ethnisch polarisiert und wirtschaftlich rückständig sind:

- Die strategische Nuklearmacht Rußland mit ungefestigter Ordnung, schwanken-
der personaler Herrschaft und mafiotischer Infrastruktur externalisiert ihre inne-
ren Konflikte.

- Die Ukraine ist der geopolitische Verlierer des Umbruches in Europa. Die
schwache Wirtschaftslage und die völlige Energieabhängigkeit reduzieren den
ohnehin schwachen ethnischen Zusammenhalt des Landes.

- Das Politikdilemma der Türkei ist offenkundig. Keine ihrer Schlüsselambitionen
hat sich erfüllt - weder die EU-Mitgliedschaft noch eine Führungsrolle in der
islamischen Welt, unter den Turkvölkern oder im Nahen Osten. Der innere
Islamisierungsschub greift zudem die letzten Tabus des Säkularkonzeptes Kemal
Atatürks an.

- Auch der Nahe Osten ist durch Instabilität, Mißtrauen und Feindseligkeit
gekennzeichnet. Demokratiedefizite und große Militärpotentiale erhöhen die
Risiken.

- Die Erosion der Stabilitätsanker in der arabischen Welt schreitet fort. Keiner der
heutigen Schlüsselstaaten des arabischen Gürtels kann als dauerhaft stabil
bezeichnet werden. Ihre Feudalordnungen sind ökonomisch und kulturell fragil.
Zudem stehen altersbedingte Führungswechsel an, ohne daß Nachfolge-
regelungen absehbar sind.

Durch die anstehenden Erweiterungen wird es die EU mit dieser Risikolandschaft
zu tun bekommen - ergänzt durch die Balkanregion, um die sich die EU wie ein
Gürtel legen wird. Vom Gelingen oder Mißlingen dieser Nachbarschaftsbe-
ziehungen wird Europa direkt betroffen sein: Durch Handelsverflechtungen und
Rohstoffwege, durch Migrationsströme und ökologische Gefahren, schließlich
durch Rüstung und Proliferation.

Die Währungsunion

Vor der dramatischen Kulisse des Balkankrieges droht das Jahrhundertereignis der
gemeinsamen Währung, die am 1. Januar 1999 eingeführt wurde, in Vergessenheit
zu geraten.5 Mittelfristig wird dieser Schritt jedoch die Kultur Europas tiefgreifend
verändern. Die Europäer werden mental enger zusammenrücken, weil jedes wirt-
schaftliche und soziale Ereignis in den Euroländern dann Licht und Schatten auf
das gemeinsame Geld werfen wird. Die wirtschaftliche Heterogenität und die unter-
schiedliche finanzpolitische Tradition werden Finanztransfers notwendig machen
und damit Verteilungskonflikte ungeahnten Ausmaßes auslösen. Nach welchen
Kriterien sollen diese Konflikte geregelt werden - dem Recht des Stärkeren, der
Mehrheitsallianz der Kleinen, der Lautstärke nationalistischer Forderungen?
Solange es keinen identitätsbegründeten Elementarkonsens unter den Europäern
gibt, wird es auch keine politische Ratio der Konfliktregelung geben. Europa wird
große Mühe haben, dem Ringen um die Ausgestaltung der Wirtschafts- und
Währungsunion ein zivilisiertes Gesicht zu geben.
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Die institutionellen Reformen

Es gehört inzwischen zu den Gemeinplätzen der Konversation, daß es dem geein-
ten Europa an Handlungsfähigkeit, Effizienz und Transparenz fehlt. Der Alltag lie-
fert anschauliche Belege. Der singuläre Rücktritt der mächtigen EU-Kommission
zählt ebenso dazu wie der basarhafte Finanzschacher um die Agenda 2000, der den
Berliner Gipfel prägte.6 Die deutsche Bundesregierung hatte ursprünglich ein
Sachkonzept vorgelegt, das die eklatanten Merkwürdigkeiten des Agrarmarktes, die
unerträgliche Asymmetrie der Finanzierung und die überholten Antiquitiertheiten
der Strukturpolitik im Sinne einer rationalen Strukturreform überwinden sollte.
Doch bald wurde dieser Versuch zu einer vernunftgeleiteten Reform beendet. Das
französische Agrarinteresse, das britische Interesse an einem Sonderrabatt, das süd-
europäische Interesse am Kohäsionsfonds hat jede europäische Logik im Keim
erstickt. Keiner der beteiligten Akteure ging dabei ein europäisches Risiko ein, weil
jeder sanktionsfähige Reflex der europäischen Öffentlichkeit fehlt.

Vor diesem Hintergrund laufen auch die geplanten institutionellen Reformen
Gefahr, hinter nationale Eigeninteressen zurückzutreten. Es liegt auf der Hand, daß
der heute nur mühsam ächzende Entscheidungsprozeß bei einer Erweiterung auf 20
bis 25 Staaten vollends kollabieren wird. Aber nach welchen konsensfähigen
Kriterien sollte er korrigiert werden? Nach dem institutionellen Selbstverständnis
der Deutschen, den Traditionen Frankreichs, dem konstitutionellen Gefüge Groß-
britanniens, Italiens oder Spaniens? - Auf der Grundlage des heutigen Status quo
ist diese Frage nicht zu beantworten. Sie verbindet sich zudem mit dem machtpoli-
tischen Schlüsselproblem der Stimmgewichtung im Ministerrat und der dringenden
Neuordnung des Kompetenzgefüges. Mit der in den zurückliegenden Jahren prak-
tizierten Augenblickslogik ist dies alles nicht zu bewältigen.

Der dramaturgische Rahmen für die institutionelle Reform ist durch den Vertrag
von Amsterdam, der am, 1. Mai 1999 in Kraft getreten ist, fixiert.7 Der Vertrag trägt
in vier zentralen Bereichen zur weiteren Vertiefung der Europäischen Union bei:

- Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) erhielt durch den
Amsterdamer Vertrag einige neue Akzente und wurde weiter gestärkt. Um eine
intensivere Zusammenarbeit mit Drittstaaten zu erreichen, wurde vom Rat der
„Hohe Vertreter" ins Leben gerufen. Unabhängig vom Ratsvorsitz soll er die
Außenpolitik der Europäischen Union repräsentieren und zusammen mit der
Kommission die Ratspräsidentschaft unterstützen. Ob durch die Berufung eines
„Außenministers der EU" die Effizienz und Akzeptanz der GASP gesteigert wer-
den kann, wird man erst nach einer Rückschau auf die Amtszeit des internatio-
nal renommierten Javier Solana erfahren, der als erster dieses Amt innehat.

- Die Zusammenarbeit im Bereich der Innen- und Justizpolitik soll optimiert wer-
den. Sowohl die Ermittlungs- als auch die Strafbehörden der Mitgliedstaaten sol-
len noch besser zusammenarbeiten. Die dafür notwendige Intensivierung der
Kommunikation innerhalb der Behörden soll durch gemeinsame Aus- und
Weiterbildungsprogramme, den Austausch von Beamten und die Stärkung von
EUROPOL erreicht werden. Gleichzeitig soll eine Angleichung der Strafmaße
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innerhalb der Mitgliedstaaten durchgeführt werden. Auch wurde im
Amsterdamer Vertrag die Grundlage für eine gemeinsame Asyl- und
Einwanderungspolitik gelegt. Dennoch bleibt es den Mitgliedstaaten offen, mit
Drittländern bi- oder multilaterale Abkommen zu schließen.

- Die Zahl der Fälle, in denen der Rat mit seiner Mehrheit der Stimmen statt - wie
bisher - konsensual entscheiden kann, wurde erweitert. Weitere Entscheidungs-
prozesse sollen überprüft werden um so die Effizienz und Handlungsfähigkeit
der Union zu steigern und sie damit auf die mit einer Erweiterung einhergehen-
den strukturellen Probleme vorzubereiten.

- Das Europäische Parlament (EP) hat durch den Amsterdamer Vertrag weitere
Rechte übertragen bekommen. Neben einem künftig größeren Mitspracherecht
bei der Auswahl der Kommission wurde das Mitentscheidungsrecht des
Parlamentes auf über 20 neue Bereiche erweitert. Auch wurde mit dem Vertrag
von Amsterdam der Grundrechtsschutz für EU-Bürger verbessert.

Auf dem Kölner Gipfel8 wurde das Mandat für eine neue Regierungskonferenz zur
institutionellen Reform verabschiedet, die ihre Arbeit noch im Jahr 2000 beenden
soll. Das Mandat konzentriert sich auf:

- die Größe und Zusammensetzung der Europäischen Kommission,
- die Stimmenwägung im Rat (Neuwägung, Einführung einer doppelten Mehrheit,

Schwelle für Beschlüsse mit qualifizierter Mehrheit im Rat) und
- die Frage der möglichen Ausweitung der Abstimmung mit qualifizierter

Mehrheit im Rat.

Ferner könnten weitere notwendige Vertragsänderungen, soweit sie nicht in bezug
auf die europäischen Organe im Zusammenhang mit den vorgenannten Frage-
stellungen und im Rahmen der Umsetzung des Vertrages von Amsterdam ergehen,
behandelt werden.

Man darf gespannt sein, zu welchen Ergebnissen die Regierungskonferenz vor
dem Hintergrund der Verschiebungen im institutionellen Gefüge kommt. Immerhin
mußte am 16. März 1999 erstmals eine EU-Kommission zurücktreten. Die
Bestellung der Nachfolger unter dem neuen Kommissionspräsidenten Romano
Prodi fand eine erheblich größere öffentliche Anteilnahme als dies bislang der Fall
gewesen war. Offenbar spürt die europäische Öffentlichkeit inzwischen, welch eine
zentrale politische Bedeutung dem europäischen Interesse zukommt - auch wenn
die europäischen Bürger bei der Wahl zum Europäischen Parlament vom 10. bis
13. Juni 1999 geringeres Interesse zeigten. Diese Wahlmüdigkeit aber hatte klar
nachvollziehbare Gründe: intransparente Kompetenz, fehlende Dramatisierung,
Konzentration auf nationale Stellvertreterthemen. Europa bildete nur eine graue
Kulisse für die vornehmlich innenpolitisch geprägten Diskussionen. Systemgerecht
waren auch die Forderungen, das Wahlergebnis9 und die Kräfteverhältnisse im EP
bei der Bestellung der Kommission zu berücksichtigen. Wahlen leben von
Alternativen. Sie leben von der Dramatisierung in ein Pro und Kontra, von dem
direkten Zusammenhang von Stimmabgabe und personeller Konsequenz in der
Politik. In früheren Zeiten mußte die Europäische Integration auf all dies verzich-
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ten. Alles verflüchtigte sich in einer diffusen, intransparenten Gemengelage. Die
Verträge von Maastricht und Amsterdam verbanden die Wahlperiode des Europäi-
schen Parlamentes mit der Wahlperiode der EU-Kommission. Neben das Einver-
nehmen der Regierungen trat die Bestätigung durch das Europäische Parlament.
Das Parlament stimmt zunächst über den Kommissionspräsidenten ab. Der so legi-
timierte Präsident stellt Einvernehmen mit den Regierungen über die
Kommissionsmitglieder her. Dann muß die gesamte Kommission sich dem Votum
des EP stellen. Der Wahlakt zum EP hat also konstituierenden Charakter für die
Kreation der Exekutive. Bei näherem Hinsehen steckt dahinter ein Schlüssel-
element zum Zukunftsverständnis eines demokratisch verfaßten Europa: die Frage
nach der Legitimation.

Schicksals gemeinschaft Europa

Die Identität bietet den Rahmen, in dem die Politik in Pro und Kontra ihre
Prioritäten setzen und begründen kann, wie die vier exemplarischen Ausschnitte -
Balkankrieg, riskante Nachbarschaft, Währungsunion, institutionelle Reformen -
zeigen. Ohne einen solchen Kontext der europäischen Selbstverständigung gerät
Politik bestenfalls zum situativen Krisenmanagement. Für die rationale Korrektur
von Strukturen fehlen der Kompaß und das stützende Geländer. Da steht der
Kontinent vor existentiellen Herausforderungen und zeigt sich doch so merkwürdig
orientierungslos. Da rotieren die großen institutionellen Maschinerien der Europa-
Gipfel und der Ministerräte und kreieren Bilder von den Grenzen der Regierbarkeit.

Europa durchlebt eine Zeit der Mehrdeutigkeiten. Gewaltsamer Zerfall und
archaische Kriege verlaufen parallel zu einer Fortentwicklung der europäischen
Integration, die weiter reicht, als vor dem Fall der Berliner Mauer je vermutet
wurde. Während sich die Länder Mittel- und Osteuropas (MOE) deutlich westlich
orientieren und auf die EU-Mitgliedschaft vorbereiten,10 ringen andere Regionen
des ehemaligen sowjetischen Blockes heftig um die Konsolidierung von
Demokratie und Marktwirtschaft. Überall gewinnen Fragen der Identität und
Zugehörigkeit eine neue Bedeutung: Dort wo in Europa die Globalisierung
besonders stark empfunden wird, erfährt die nationale, regionale oder lokale
Identität eine zusätzliche, ausgleichende Bedeutung. Gleichzeitig zeichnet sich die
stärkende Kraft des Euro am Horizont ab. Anderenorts ist die Inkompatibilität der
Begriffe „Nation" und „Integration" noch nicht zum Allgemeingut geworden - für
viele Menschen ist es schwierig, ihren Nationalstolz und die neugewonnene natio-
nale Souveränität mit den Bedingungen der EU-Mitgliedschaft zu vereinen. Weiter
östlich scheint sich eine europäische Identität im Konflikt mit dem slawischen Erbe
zu befinden, insbesondere in Zeiten wirtschaftlicher Not und politischer Krisen. Im
Südosten Europas schließlich, wo die Staatenbildung selten auf homogenen
Nationen oder unumstrittenen Grenzziehungen beruht, ist Identität in erster Linie
zu einem ethnischen Begriff geworden, nicht zuletzt angesichts der ethnischen
Kriege und „Säuberungen".
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In ähnlicher Weise zeigt auch die Bilanz der Politik auf europäischer Ebene
sowohl Elemente der Konsolidierung als auch der Krise. Einerseits schreitet die
Integration in einem erstaunlichen Tempo voran. Kennzeichen dafür sind:

- die erfolgreiche Einführung des Euro als Meilenstein auf dem Weg zu einem
wachsenden Europa;

- die Implementierung des Amsterdamer Vertrages als weiterer Schritt zur
Vertiefung der Europäischen Union;

- der Abschluß der Agenda 2000 als erster Schritt zur Ausstattung der EU mit
effektiveren gemeinsamen Verfahrensweisen und gleichmäßigerer Verteilung der
finanziellen Lasten auf die Mitgliedstaaten;

- die Konsolidierung von Demokratie und marktwirtschaftlichen Reformen in den
MOE-Beitrittstaaten sowie die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit sechs
Kandidaten als Einleitung einer neuen Erweiterungsrunde;

- die NATO-Erweiterung um drei MOE-Staaten in Verbindung mit dem Abschluß
einer strategischen Partnerschaft mit Rußland und der Ukraine als Teil des
Prozesses der gesamteuropäischen Integration;

- die Debatte um eine europäische Verfassung als Symbol für die kontinuierliche
Dynamik der europäischen Integration.

Andererseits mußte der Konsolidierungsprozeß der europäischen Integration
wesentliche Rückschläge hinnehmen:

- die Krise der Kommission als Vertrauens-, und Legitimitätskrise;
- der Akzeptanzverlust der EU in den Bevölkerungen;
- die ungelöste Frage der Demokratie auf europäischer Ebene, insbesondere im

Hinblick auf Gewaltenteilung und -kontrolle
- die schleppende Implementierung des EU-Rechtes in den Mitgliedstaaten.

Die Integration Europas hatte von Beginn an mehr im Sinn als die reine
Maximierung des Nutzens ihrer Mitglieder. Die EU verbindet wirtschaftlichen
Aufschwung und politische Stabilität mit Strukturen des Ausgleichs der Interessen
aller Mitglieder. Integration bedeutet Teilnahme an und in einer Schicksals-
gemeinschaft - die Europäer binden zunehmend ihre wirtschaftlichen und politi-
schen Bedürfnisse, Interessen und Ziele und damit auch ihre Zukunft aneinander.

Ein Solidarvertrag für Europa

Zum Grundgedanken dieser Schicksalsgemeinschaft gehört das Konzept europäi-
scher Solidarität, das heute in vielen Facetten der Politik und der Institutionen der
EU verankert ist: in den Strukturfonds, im Kohäsionsfonds wie im Bereich der
Gemeinsamen Agrarpolitik, in der Finanzierung der Gemeinschaft auf der Basis der
Wirtschaftsleistung ihrer Mitglieder, im institutionellen Ausgleich zwischen
Gemeinschaftsebene und Ebene der Staaten wie in der Balance großer, kleinerer
und kleiner Mitgliedstaaten in den Institutionen der EU.

Ein weiterer konstitutiver Bestandteil dieses europäischen Solidarkonzeptes ist
dessen Offenheit für weitere Mitglieder. Während der letzten vierzig Jahre haben
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die EU-Staaten sich immer auf die Unterstützung der europäischen Einigung beru-
fen. Zwar lag der Ausgangspunkt der Integration in der besonderen Interessen-
konstellation Westeuropas begründet, doch reichte der Anspruch stets weiter. Nach
dem Selbstverständnis des integrierten Europas ist der Weg der mittel- und osteu-
ropäischen Staaten Europas zu Demokratie und Marktwirtschaft deshalb zugleich
auch der Weg in die Europäische Union.

Die Osterweiterung wird die EU in ihren Grundfesten verändern. Trotz der zügi-
gen Transformation vieler MOE-Staaten wird der Beitritt neuer Mitgliedstaaten die
Disparitäten in der EU im Hinblick auf Entwicklung und Wohlstand verstärken.
Allein schon die Anzahl der Bewerberländer und ihre Ausgangslage werden die
derzeitigen Verteilungssysteme in der Agrarpolitik und den Strukturfonds überfor-
dern. Die Logik des gemeinschaftlichen Interessenausgleichs versagt wenn die
Kosten der Integrationspolitik zum dauernden Streitfall zwischen den bisherigen
und den künftigen, den reichen und ärmeren und letztlich auch zwischen den grö-
ßeren und den kleineren Mitgliedstaaten werden. Europa braucht auch in dieser
Hinsicht einen neuen Solidarvertrag, damit seine Gemeinschaft nicht an der Über-
forderung der Geber oder der Frustration der Nehmer zerbricht.

Die Lektionen, die in Westeuropa in den letzten Jahrzehnten gelernt wurden, gel-
ten nun für ganz Europa: Beim Versuch grundsätzliche politische Probleme zu
lösen reichen die Ressourcen und der auf nationaler Ebene verfügbare Rahmen oft
nicht aus. Die klassischen Staatsaufgaben - Wohlfahrt und Sicherheit - können in
Europa politisch nicht länger auf rein nationaler Ebene erfüllt werden, ebensowe-
nig können sie durch Ad-hoc-Zusammenarbeit besser gewahrt werden. Somit ist
das Konzept der Integration zum Überlebensrezept der Nationalstaaten bei gleich-
zeitig zunehmender Globalisierung geworden.

Nach innen wie nach außen bedarf die europäische Politik im Blick auf die Über-
tragung von Verantwortung und die Weiterentwicklung von Institutionen einer
neuen und grundlegenden Begründung. Jahrzehntelang fanden die Ideen der euro-
päischen Integration und ihre Folgeentscheidungen breite öffentliche Unter-
stützung. Heute wird dagegen jeder kleine Schritt von einer skeptisch gestimmten
Öffentlichkeit begleitet. Die meisten Menschen neigen dazu, die Erfolge der
Vergangenheit als selbstverständlich hinzunehmen. Tatsächlich hat die europäische
Politik wegen der Erfolge der vergangenen Jahre an Attraktivität verloren. Während
die Internationalisierung der Gesellschaften unvermindert fortschreitet, stagniert
die Entwicklung entsprechender Regelungskapazität, und der Konsens über die
Notwendigkeit gemeinsamen Handelns zerbricht allmählich. Wie kann der
Kontinent auf dieser Basis zusammenhalten?

Das Leitmotiv der Integration ist nicht geographisch zu bestimmen. Die vitalen
Interessen der Europäer reichen über das Gleichgewicht der von den National-
staaten verfolgten Machtpolitik aus. Die wichtigsten Aufgaben sind die Zukunft zu
sichern, wirtschaftlichen Wohlstand und die internationale Wettbewerbsfähigkeit zu
fördern, Frieden und Sicherheit angesichts des Risikos neuer Konflikte zu wahren
und eine Gemeinschaft für ganz Europa zu schaffen, in der ihre Bürger die Ziele,
die sie sich setzen, erreichen können. Ein effektives und demokratisches Regie-
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rungssystem auf europäischem Niveau muß somit einen Platz neben der politischen
Ordnung der Nationalstaaten einnehmen. Das wachsende Europa wird niemals
seine Vielfalt zugunsten technokratischer Effizienz aufgeben. Die Unterschiede
zwischen Regionen und Nationen, Unterschiede in der Entwicklung und unter-
schiedliche Leistungsniveaus bedürfen eine Vielfalt integrativer Konzepte - nicht
des Festhaltens an überlebten Strategien.
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